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1. Anlass der Planänderung 

Anlass für die Einleitung des Änderungsverfahrens ist die von der Stadt Schwäbisch Gmünd beabsich-
tigte Ansiedlung und Entwicklung eines großflächigen, leistungsfähigen Einrichtungshauses. Zu diesem 
Zweck sieht der Bebauungsplan der Stadt Schwäbisch Gmünd mit der Bezeichnung „Möbelhaus“ (zuvor 
„Am Gaskessel“) die Festsetzung eines Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Großflächiger Einzel-
handel“ vor.  Mit diesem Vorhaben soll die Versorgungssituation der Bevölkerung im Stadtgebiet sowie 
in den angrenzenden Gemeinden mit Einrichtungsgegenständen und Möbeln nachhaltig verbessert wer-
den. Konkret beabsichtigt die Stadt Schwäbisch Gmünd die Ansiedlung eines Einrichtungshauses der 
Marke XXXLutz mit einer Verkaufsfläche von rund 28.000 m² und einem Gesamtflächenumgriff von ca. 
6 Hektar. Durch die Realisierung dieses Projekts soll die Einzelhandelszentralität der Stadt Schwäbisch 
Gmünd gestärkt und auf ein Niveau angehoben werden, das ihrem raumordnerischen Status als Mittel-
zentrum mit oberzentraler Teilfunktion entspricht. 

Die Stadt Schwäbisch Gmünd hat aufgrund der Einstufung als Mittelzentrum mit oberzentraler Teilfunk-
tion eine zentralörtliche Bedeutung für den umgebenden Raum, auch im Hinblick auf ihre Lage im west-
lichen Teil des Ostalbkreises, in der Randzone des Verdichtungsraums Stuttgart an der Landesentwick-
lungsachse, die von Stuttgart über Schorndorf bis nach Aalen und in der Weiterführung bis nach Nörd-
lingen (Bayern) reicht. 

Mittelzentren dienen unter anderem als zentrale Anlaufpunkte für Waren und Dienstleistungen des ge-
hobenen, periodischen Bedarfs, die über die Grundversorgung hinausgehen. Sie sichern die Daseinsvor-
sorge im Umland, binden Kaufkraft, bieten Fachärzte, Krankenhäuser, weiterführende Schulen und Kinos 
und tragen zur Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen bei. 

Bezogen auf die Versorgung mit Waren ist zu konstatieren, dass Schwäbisch Gmünd für die Waren-
gruppe Möbel / Einrichtung allerdings nur eine Zentralität von 68 % erreicht, was bedeutet das die Ver-
sorgungsfunktion für diese Waren nur eingeschränkt erfüllt werden kann und die Kaufkraft in angren-
zende Bereiche abfließt. Daraus lässt sich ein Entwicklungspotenzial zur Schaffung zusätzlicher Verkaufs-
flächen für diese Warengruppe ableiten, was auch durch das Regionale Einzelhandelskonzept Ostwürt-
temberg (2019) bestätigt wird. Um die Versorgung mit Möbeln und Einrichtungsgegenständen dauer-
haft besser sicherzustellen, hat die Stadt Schwäbisch Gmünd gemeinsam mit den Vorhabenträgern, der 
XXXLutz-Unternehmensgruppe, ein Konzept zur Ansiedlung eines Möbel- und Einrichtungshauses erar-
beitet, das die Grundlage des Bebauungsplanes „Am Gaskessel“ der Stadt Schwäbisch Gmünd bildet. 

Der Änderungsbereich für den Einzelhandel „Am Gaskessel“ befindet sich am östlichen Rand der Kern-
stadt von Schwäbisch Gmünd. Nördlich angrenzend befinden sich die Rems und die Bundesstraße 29, 
westlich lieht die Buchauffahrt, südlich und östlich liegt der Bettringer Wald. 
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Abbildung 1: Luftbild vom Plangebiet mit schwarzer Umrandung des Änderungsbereichs  
Quelle: Begründung zum Bebauungsplan „Möbelhaus“ 

1.1. Standortauswahlverfahren 

Das Planvorhaben benötigt auf Grund der besonderen Nutzungsspezifik ausreichend dimensionierte 
zusammenhängende und verfügbare Grundstücksflächen, die eine gute verkehrliche Anbindung besit-
zen und sich sinnvollerweise im räumlichen Zusammenhang mit anderen Einzelhandelsflächen befinden. 
Betriebstypisch für Möbeleinrichtungshäuser sind Verkaufsflächen von 25.000 bis 35.000 m² Verkaufs-
fläche, woraus sich bei mehrgeschossiger Bebauung ein Bedarf an einer verfügbaren Grundstücksfläche 
von mindestens 50.000 m² ergibt. 

Dieser Flächenbedarf ergibt sich aus den besonderen funktionalen, logistischen und betrieblichen An-
forderungen dieser Betriebsform. Dieser Bedarf ist insbesondere auf die großvolumige Warenstruktur, 
den hohen Präsentationsbedarf sowie die erforderlichen Lager- und Logistikflächen zurückzuführen. 
Möbel- und Einrichtungssysteme benötigen umfangreiche Ausstellungsflächen, um den Kundinnen und 
Kunden eine realitätsnahe Präsentation unterschiedlicher Wohnsituationen und Sortimente zu ermögli-
chen. Gleichzeitig sind großflächige Lager-, Anlieferungs- und Umschlagsbereiche erforderlich, da Mö-
belhäuser regelmäßig mit sperrigen Gütern und hohem Warenumschlag arbeiten. Darüber hinaus erfor-
dert die Betriebsstruktur eines Möbeleinrichtungszentrums: 

• Ausreichend dimensionierte Kundenparkplätze, 
• Flächen für die Anlieferung, Rangier- und Ladezonen, 
• interne Verkehrsflächen 
• gegebenenfalls ergänzende Service., Gastronomie und Lagerbereiche, 
• sowie angemessene Abstands- und Grünflächen zur landschaftlichen Einbindung des Vorhabens 
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Die erforderliche Größe des Plangebiets ergibt sich zudem aus dem Ziel, den Betrieb funktional kompakt 
und betriebswirtschaftlich effizient zu organisieren. Die erforderliche Gebäudefläche wird gemäß der 
Bebauungskonzeption bereits flächensparend auf 4 oberirdischen Vollgeschossen angeordnet. Weitere 
Flächenstapelungen würde die betriebliche Funktionalität erheblich einschränken und das Stadt- und 
Landschaftsbild beeinträchtigen. 

Ein weiteres Kriterium für Standortwahl ist die städtebaulich gewünschte Konzentration von ähnlichen 
Nutzungen an einem leistungsfähig erschlossenen Standort. Damit können zusätzliche Verkehrsbelas-
tungen innerhalb empfindlicher innerörtlicher Bereiche vermieden werden. 

Unter Beachtung dieser Rahmenparameter wurde durch die Stadtverwaltung Schwäbisch Gmünd eine 
Flächensuche nach geeigneten Grundstücksflächen durchgeführt. Insgesamt wurden über eine Voraus-
wahl 7 Standorte im gesamten Stadtgebiet identifiziert. Hiervon sind 5 Standorte im Flächennutzungs-
plan als gewerblichen Bauflächen bzw. Sondergebietsflächen klassifiziert, 2 Standorte sind als Flächen 
für die Landwirtschaft ausgewiesen. 

Tabelle 1 Flächenprüfung Ansiedlung Möbelhaus Bedarf ca. 50.000 qm 

 

Die untersuchten gewerblichen Bauflächen konnten allesamt die Kriterien Flächengröße und -verfügbar-
keit nicht erfüllen, in diesen Bereichen konnten lediglich zusammenhängende Grundstücksflächen von 
max. 25.000 m² identifiziert werden, für die zum Teil bereits andere Nutzungsoptionen vorgesehen sind 
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(keine Verkaufsbereitschaft, da bereits eine andere gewerbliche Nutzung geplant ist). Der Planstandort 
wurde daher als Vorzugsstandort ausgewählt, da er im Vergleich zu den geprüften Alternativen die güns-
tigsten standortstrukturellen Voraussetzungen bietet. Hervorzuheben sind insbesondere die leistungs-
fähige verkehrliche Anbindung, die Möglichkeit einer funktional zusammenhängenden Flächenentwick-
lung sowie die gute Einbindung in bestehende gewerbliche Strukturen. Dadurch können betriebliche 
Abläufe effizient organisiert und zusätzliche verkehrliche sowie städtebauliche Belastungen minimiert 
werden. 

Durch die Gestaltung des Vorhabens können Konflikte mit umweltrelevanten Funktionen vermieden 
oder gemindert werden (bspw. für klimatische Funktionen); hinsichtlich der verbleibenden Betroffenheit 
von Umweltbelangen, ist die Umsetzung der Planung in der Abwägung mit den anderen Belangen sinn-
voll und geboten. Eine andere Potenzialfläche steht im gesamten Stadtgebiet derzeit nicht zur Verfü-
gung. 

1.2. Gesamtfortschreibung des Regionalplans 2035 

Während des laufenden Gesamtfortschreibungsverfahrens zum Regionalplan 2035 wurde der Standort 
„Am Gaskessel“ bereits diskutiert. Doch zum Zeitpunkt der Durchführung des 2. Beteiligungsverfahrens, 
welches am 03. November bis 15. Dezember 2023 lief, war kein belastbares Planungskonzept vorliegend 
und die Bauleitplanverfahren waren noch nicht eingeleitet. Aus diesem Grund konnten die Bestrebungen 
nicht ohne erneute Beteiligung in den Regionalplan aufgenommen werden. Die Berücksichtigung des 
Einzelhandelsstandorts „Am Gaskessel“ konnte ausschließlich aufgrund des zeitlichen Versatzes der je-
weiligen Verfahren und somit aus verfahrensrechtlichen Gründen nicht erfolgen. Aufgrund der regiona-
len Bedeutung des Vorhabens wurde bereits zum Zeitpunkt der Fortschreibung eine Regionalplanände-
rung angestrebt, um die notwendigen rechtlichen Rahmenbedingungen für die Zulässigkeit der Entwick-
lung des großflächige Möbeleinrichtungshauses zu schaffen. 

Da das geplante Ansiedlungsvorhaben in seiner räumlichen Ausdehnung und Nutzung von den beste-
henden Zielfestlegungen des nun rechtskräftigen Regionalplans der Region Ostwürttemberg abweicht, 
ist für die Umsetzung eine Änderung des Regionalplans 2035 erforderlich. Zu diesem Zweck hat die 
Stadt Schwäbisch Gmünd bei dem Regionalverband Ostwürttemberg die Einleitung eines Regional-
planänderungsverfahrens beantragt, das eine Anpassung der Zielfestlegungen der Plansätze 3.1.1 (Z), 
3.2.3.2 (Z) sowie die als Grundsatz festgelegten Plansätze 3.2.1.2 (G) und 3.2.3.3. (G) des Regionalplans 
2035 vorsieht. 

2. Gegenstand der Planänderung 

Im Bereich des geplanten Sondergebiets befindet sich ein im Regionalplan 2035 festgesetzter Regionaler 
Grünzug (PS 3.1.1 (Z)), welcher als Ziel der Raumordnung einer Ausweisung von Sonderbauflächen ent-
gegensteht. Des Weiteren tangiert die Planung einen Teilbereich, welcher als Vorranggebiet für die 
Landwirtschaft (PS 3.2.3.2 (Z)) sowie zu einem geringfügigen Teilbereich als Vorranggebiet für den vor-
beugenden Hochwasserschutz (PS 3.4.2 (Z)) festgelegt ist.  

3.1.1 Regionale Grünzüge 

(1) Z  Die Regionalen Grünzüge bilden ein großräumiges, zusammenhängendes Freiraumnetz, das 
zur langfristigen Sicherung und Entwicklung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
(Klima, Luft, Boden, Wasser), der biologischen Vielfalt, der Siedlungsgliederung, der land-
schaftsbezogenen Erholung, des Landschaftsbilds sowie der nachhaltigen land- und forst-
wirtschaftlichen Bodennutzung dient. 
Die Regionalen Grünzüge sind in der Raumnutzungskarte als Vorranggebiete festgelegt. In 
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ihnen sind andere raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen soweit sie mit den Funktio-
nen der Regionalen Grünzüge nicht vereinbar sind. 

3.2.3.2 Vorranggebiete für die Landwirtschaft 

(1) Z Flächen, die sich aufgrund ihrer Bodengüte sowie infrastruktureller und betrieblicher Gege-
benheiten im regionalen Vergleich besonders gut für die landwirtschaftliche Produktion von 
Lebensmitteln, Futtermitteln und Rohstoffen eignen, sind als natürliche Grundlage für eine 
verbrauchernahe Versorgung mit landwirtschaftlichen Produkten und zur Bewahrung und zur 
Entwicklung der ostwürttembergischen Kultur- und Erholungslandschaft zu erhalten. Sie sind 
als Vorranggebiete für die Landwirtschaft festgelegt und in der Raumnutzungskarte darge-
stellt. In den Vorranggebieten für die Landwirtschaft sind bauliche Anlagen sowie andere 
raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen, soweit sie mit dieser landbaulichen Nutzung 
der Flächen nicht vereinbar sind. 

3.4.2 Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz 

(1) Z Gebiete, die ein besonderes Risiko für Hochwasserereignisse aufweisen, sind als Vorrangge-
biete für den vorbeugenden Hochwasserschutz festgelegt und in der Raumnutzungskarte dar-
gestellt. Sie sind als natürliche Überschwemmungsflächen sowie zur Vermeidung und Mini-
mierung von Schadensrisiken zu erhalten und zu aktivieren. Andere raumbedeutsame Nut-
zungen sind ausgeschlossen, soweit sie mit den Belangen des Hochwasserschutzes nicht ver-
einbar sind. 

(2) Z Soweit von der zuständigen Wasserbehörde ein Gutachten oder eine bestätigte Neuberech-
nung der Hochwassergefahrenkarten (HWGK) vorliegt, die der Darstellung in der Raumnut-
zungskarte für den Bereich des Vorhabens als Überschwemmungsgebiet widerspricht, ist die 
Ausweisung von baulichen Anlagen in den Vorranggebieten für den vorbeugenden Hochwas-
serschutz zulässig. 

(3) Z Die Ausweisung von baulichen Anlagen sowie Baugebieten in Bauleitplänen in den Vorrang-
gebieten für den vorbeugenden Hochwasserschutz ist nur zulässig unter Maßgabe des Fach-
rechts. 

Ferner sind die Belange eines Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft (PS 3.2.3.3 (G)) und eines Vorbehalts-
gebietes für Naturschutz und Landschaftspflege (PS 3.2.1.2 (G)) betroffen. 

3.2.1.2 Vorbehaltsgebiete für Naturschutz und Landschaftspflege 

(1) G Gebiete, die der Ergänzung der Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege und 
der Aufwertung von Landschaftsräumen dienen können und sich besonders zur Entwicklung 
Landschaftsfunktionen durch Kompensationsmaßnahmen eignen, sind als Vorbehaltsgebiete 
für Naturschutz und Landschaftspflege festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. 
In ihnen ist dem Umsetzungspotenzial von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen v.a. für den 
Biotopverbund bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein be-
sonderes Gewicht beizumessen. 

3.2.3.3 Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft 

(1) G Flächen, die aufgrund ihrer Bodengüte und der Bewirtschaftbarkeit gut geeignet sind für eine 
Produktion von Lebensmitteln und landwirtschaftlichen Rohstoffen, sind als Vorbehaltsge-
biete für die Landwirtschaft festgelegt und in der Raumnutzungskarte dargestellt. In Vorbe-
haltsgebieten für die Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Flächennutzung bei der Ab-
wägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht. 

Im Rahmen der vorliegenden Regionalplanänderung ist eine vertiefte Auseinandersetzung mit den am 
Standort wirksamen Zielen der Raumordnung (Regionaler Grünzug, Vorranggebiet für die Landwirt-
schaft und Vorranggebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz) von zentraler Bedeutung. 
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Angesichts des Grundsatz-Charakters des Vorbehaltsgebiets für Naturschutz und Landschaftspflege 
ebenso wie des Vorbehaltsgebiets für die Landwirtschaft stehen die Festlegungen dem Vorhaben grund-
sätzlich nicht entgegen, sind aber ebenfalls in der Gesamtabwägung der Regionalplanänderung zu be-
rücksichtigen. Aus räumlich-funktionaler Sicht gilt es, die bestehenden raumordnerischen Festlegungen 
sorgfältig zu analysieren und deren Wechselwirkungen mit der geplanten Änderung zu bewerten. 

Im Rahmen dieser Prüfung ist insbesondere zu klären, ob und inwieweit eine Rücknahme von Flächen 
aus dem Regionalen Grünzug, des Vorranggebiets für die Landwirtschaft, des Vorbehaltsgebiets für Na-
turschutz und Landschaftspflege sowie des Vorbehaltsgebiets für die Landwirtschaft unter raumordne-
rischen Gesichtspunkten vertretbar und fachlich begründbar erscheint. Vor allem der Regionale Grünzug 
erfüllt vielfältige Funktionen für Klima, Landschaftsbild, Erholung und Biotopverbund, die im Zuge des 
Änderungsverfahrens umfassend dargestellt und bewertet werden müssen. 

Die Regionalplanänderung beschränkt sich auf eine Änderung in der Raumnutzungskarte. Änderungen 
an den Plansätzen ergeben sich nicht. Die Raumnutzungskarte wird entsprechend der Planzeichnung (s. 
Auszug aus der Raumnutzungskarte mit Änderungsbereich)im Bereich der folgenden Kartendarstellung 
geändert. 

Darüber hinaus lassen sich im Rahmen der vorliegenden Planung Betroffenheiten von Einzelhandelsfest-
legungen feststellen. Konkret wird der Plansatz 2.4.10.4 des Regionalplans 2035 in Verbindung mit dem 
Plansatz 3.3.7.1 des Landesentwicklungsplans Baden-Württemberg (2002) nicht eingehalten. 

2.4.10.4 Kongruenzgebot 

(1) Z Die Verkaufsflächen von Einzelhandelsgroßprojekten sind so zu bemessen, dass der Umsatz 
wesentlich aus dem zentralörtlichen Verflechtungsbereich der Standortgemeinde generiert 
wird. 

Die Abweichung von den Zielen des Landesentwicklungsplans werden von der Regionalplanänderung 
nicht umfasst. Ein separates und parallellaufendes Zielabweichungsverfahren soll dieser Zielbetroffen-
heit begegnen.  
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Abbildung 2: Ausschnitt der Raumnutzungskarte des Regionalplans 2035 - Bestand mit Flächenumgriff der 2. Regio-
nalplanänderung 

Die Rücknahme des Regionalen Grünzuges (Z) und des Vorbehaltsgebiets für Naturschutz und Land-
schaftspflege (G) beträgt etwa 6 ha, für das Vorranggebiet für die Landwirtschaft (Z) sind es etwa 1 ha 
und für das Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft (G) beträgt die Rücknahme etwa 4,5 ha. Durch die 
Rücknahme des Regionalen Grünzugs und für das Vorranggebiet für die Landwirtschaft sowie ferner für 
das Vorbehaltsgebiet für Naturschutz und Landschaftspflege ebenso wie das Vorbehaltsgebiet für die 
Landwirtschaft wird das gesamte Plangebiet zukünftig in der Raumnutzungskarte als Weißfläche und 
ohne regionale Freiraumfestlegungen dargestellt. Die Fläche wird dadurch einer Bauleitplanung zugäng-
lich gemacht. 
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3. Raumordnerische Bewertung 

3.1. Übergeordnete Rechtsverhältnisse 

3.1.1. Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz 

Mit der Ansiedlung des Möbelhauses sind neben den Festlegungen des Landesentwicklungsplans 2002 
Baden-Württemberg auch den seit 2021 gültigen Bundesraumordnungsplan Hochwasser zu berücksich-
tigen. In der Anlage zur Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden 
Hochwasserschutz (BRPHVAnl) sind in den Abschnitten I.1 und I.2 vorausschauenden Prüfpflichten im 
Hinblick auf Hochwasserrisiken und die Auswirkungen des Klimawandels enthalten, die auch als Ziele 
der Raumordnung einzuordnen und entsprechend zu beachten sind. Die hieraus resultierenden Betrof-
fenheiten werden im Rahmen der Bebauungsplanunterlagen fachlich geprüft und umfassend aufgear-
beitet.  Aktuell ist davon auszugehen, dass unter Berücksichtigung der vorgesehenen Maßnahmen und 
unter Abstimmung mit der unteren Wasserschutzbehörde voraussichtlich kein unvertretbares Hochwas-
serrisiko besteht. Es entsteht lediglich ein geringes Maß an Flächenüberlappung zwischen der Überflu-
tungsflächen der Hochwassergefahrenkarte und dem nordwestlichen Geltungsbereich des Vorhabens 
(s. hierzu Kapitel 3.1 der Begründung zum Bebauungsplan). Hier ist aufgrund der Topografie mit einer 
Überschwemmung der Senke zu rechnen, in diesem Bereich ist auch ein Überschwemmungsgebiet fest-
gesetzt. Im Fall von einem Hochwasserextremereignis können Überflutungstiefen bis zu 1,4m auftreten. 
Da an dieser Stelle jedoch die einzige Möglichkeit für die verkehrliche Erschließung des Plangebiets 
besteht, wird eine Ausnahme nach § 78 Abs. 5 WHG erforderlich. Die Voraussetzungen für die Erteilung 
einer Ausnahme liegen nach Angaben des Bebauungsplans vor, da die Planung den Belangen des Hoch-
wasserschutzes nicht entgegensteht und die Hochwasserrückhaltung sowie der Hochwasserabfluss nicht 
wesentlich beeinträchtigt werden. 
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Abbildung 3: Auszug aus der Hochwassergefahrenkarte (Quelle: LUBW Kartendienst UDO) 

Bei Starkregenereignissen kann der Planbereich grundsätzlich von oberflächlich abfließendem Nieder-
schlagswasser betroffen sein. Nach den Starkregengefahrenkarten treten bei seltenen Ereignissen ledig-
lich geringe Überflutungstiefen von bis zu 10 cm auf. Bei außergewöhnlichen Starkregenereignissen sind 
in Teilbereichen Überflutungstiefen von bis zu 0,5 m möglich; auch bei extremen Niederschlagsereignis-
sen werden diese Werte nicht überschritten. 

Eine erhebliche Betroffenheit des Vorhabens durch Hochwassergefahren ist aus regionalplanerischer 
Sicht voraussichtlich nicht gegeben. Die Überflutungsgefährdung beschränkt sich auf das Überschwem-
mungsgebiet, wozu eine Abstimmung mit der unteren Wasserschutzbehörde stattfinden wird, sowie 
Starkregenereignisse, durch die keine Intensität erreicht wird, die der geplanten Entwicklung grundsätz-
lich entgegensteht. Zudem wurden Belange der Starkregenvorsorge bereits in der Planung berücksich-
tigt. Durch Maßnahmen zur Niederschlagswasserrückhaltung, eine Begrenzung der Versiegelung sowie 
eine angepasste Gelände- und Erschließungsplanung können mögliche Risiken wirksam reduziert wer-
den. Die konkrete Ausgestaltung der erforderlichen Hochwasserschutz- und Retentionsmaßnahmen 
wird im weiteren Verfahren sowie im Rahmen der wasserrechtlichen Genehmigung verbindlich geregelt. 

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Vorhaben oder das Umfeld sind nach derzeitigem Kennt-
nisstand nicht zu erwarten. Die Hochwasser- bzw. Starkregengefährdung steht der geplanten Nutzung 
aus regionalplanerischer Sicht nicht entgegen, soweit eine Ausnahme nach § 78 Abs. 5 WHG vorliegt (s. 
hierzu Kapitel 3.1 der Begründung zum Bebauungsplan). 
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Abbildung 4 Auszug aus der kommunalen Starkregengefahrenkarte (Quelle: LUBW Kartendienst UDO) 

3.1.2. Einordnung und Vereinbarkeit landesplanerischer Vorgaben 

Gemäß des Landesentwicklungsplan 2002 von Baden-Württemberg liegt Schwäbisch Gmünd an der Ent-
wicklungsachse (Schorndorf -) Schwäbisch Gmünd – Aalen (- Nördlingen) im Verdichtungsraum. Dabei 
handelt es sich um einen Stadt-Umland-Bereich mit engen funktionalen Verflechtungen und einer hohen 
Siedlungsdichte. 

Bei der Entwicklung der geplanten Bauflächen sind Plansätze des Landesentwicklungsplanes (LEP) Ba-
den-Württemberg berührt: 

Plansatz 3.1.9 LEP (Z) 

Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind Möglichkeiten der Ver-
dichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und Baulandreserven zu berücksichtigen sowie 
Brach-, Konversions- und Altlastenflächen neuen Nutzungen zuzuführen. Die Inanspruchnahme von 
Böden mit besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist auf das Unver-
meidbare zu beschränken.“ 

Bei der Entwicklung der geplanten Sonderbaufläche ist der Plansatz 3.1.9 LEP zu beachten, wonach die 
Siedlungsentwicklung vorrangig am Bestand auszurichten ist. Die geplante Ansiedlung des XXXLutz-
Möbel- und Einrichtungshauses schließt von westlicher Seite an den bestehenden Siedlungskörper sowie 
vorhandene gewerbliche und infrastrukturelle Strukturen an. In Nordöstliche Richtung ließe sich zudem 
ebenfalls ein Anschluss an die Siedlungsbestand ableiten, wenngleich die B29 als zerschneidendes Ele-
ment interpretiert werden kann. Eine isolierte und satellitenartige Entwicklung im Freiraum erfolgt mit 
der vorliegenden Planung nicht. 
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Innenentwicklungspotenziale wurden geprüft, erwiesen sich jedoch aufgrund der Flächengröße, verkehr-
lichen Anbindung sowie sonstigen Anforderungen an ein Möbel- und Einrichtungshaus als nicht geeig-
net. Die Erschließung erfolgt bedarfsgerecht unter Anbindung an bestehende Verkehrs- und Versor-
gungsstrukturen. Die Inanspruchnahme bislang unbebauter Flächen beschränkt sich auf das erforderli-
che Maß und steht damit im Einklang mit einer flächensparenden und bestandsorientierten Siedlungs-
entwicklung im Sinne des Plansatzes 3.1.9 LEP. Vor diesem Hintergrund ist die Flächeninanspruchnahme 
raumordnerisch vertretbar. 

Plansatz 2.4.2.5 LEP (Z) 

Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- und forstwirtschaft-
liche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern. 

Plansatz 5.3.2 LEP (Z) 

Die für eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und Standorte, die eine 
ökonomische und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als zentrale Produktions-
grundlage geschont werden; sie dürfen nur in unabweisbar notwendigem Umfang für andere Nut-
zungen vorgesehen werden. Die Bodengüte ist dauerhaft zu bewahren. 

Aus regionalplanerischer Sicht ist Plansatz 2.4.2.5 LEP zu beachten, wonach ausreichend Freiräume u.a. 
für landwirtschaftliche Nutzungen zu sichern sind. Auch 5.3.2 LEP ist zu beachten, wonach für die Land- 
und Fortwirtschaft gut geeignete Böden nur in unabweisbar notwendigem Umfang für andere Nutzun-
gen in Anspruch genommen werden dürfen. Die geplante Ansiedlung eines großflächigen und regional-
bedeutsamen Möbel- und Einrichtungshauses geht mit einer entsprechenden Flächeninanspruchnahme 
einher, sodass die Belange der Landwirtschaft in besonderer Weise zu berücksichtigen und in die plane-
rische Abwägung einzustellen sind. 

Im Rahmen des Umweltberichts zum Bebauungsplan (s. Anlage 1 zur Begründung) wurde die agrarstruk-
turelle Bedeutung der betroffenen Flächen vertieft untersucht. Gemäß der Flurbilanz 2022 der Landes-
anstalt für Landwirtschaft, Ernährung und Ländlichen Raum ist das Änderungsgebiet als Vorbehaltsflur I 
eingestuft. Dies bezeichnet eine landbauwürdige Fläche, die der landwirtschaftlichen Nutzung vorzube-
halten ist. Im Raum Schwäbisch Gmünd ist ein relativ hoher Anteil an Fluren, die als Vorbehaltsflur I 
eingestuft sind (s. Karte). Niedrigwertige Fluren sind im Umfeld des Änderungsgebiets überwiegend to-
pographisch ungeeignet oder weisen anderweitige (z.B. naturschutzfachliche) Ausschlussfaktoren.  
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Abbildung 3: Ausschnitt der Flurbilanz für die Gemarkung Aalen (Vorrangflur burgunderrot, Vorbehaltsflur I braun, 
Vorbehaltsflur II hellbrauen, Grenzflur gelb Untergrenzflur hellgelb) 

 

Insgesamt ist ein relativ hoher Anteil der Region Ostwürttemberg als Vorbehaltsflur I (ca. 23%) einge-
stuft. Zusammen mit Vorrangfluren der Flurbilanz, welche als Vorranggebiete für die Landwirtschaft im 
Regionalplan Ostwürttemberg 2035 festgelegt sind, ist ca. 26% der Region Ostwürttemberg mit Vor-
ranggebieten für die Landwirtschaft vor entgegenstehende Nutzungen regionalplanerisch gesichert. So-
mit ist ausreichend Freiraum für landwirtschaftliche Nutzungen gemäß PS 2.4.2.5 (Z) des LEP gesichert. 
Des Weiteren ist durch die Planung mit keiner Existenzgefährdung des bewirtschaftenden Betriebs zu 
erwarten. 

Die Flächeninanspruchnahme beschränkt sich auf das für das Vorhaben funktional notwendige Maß. 
Durch die Konzentration der Einzelhandelsnutzungen an diesem Standort, die Anbindung an beste-
hende Verkehrs- und Infrastruktureinrichtungen und eine baulich verdichtete Bauweise wird eine wei-
tergehende Inanspruchnahme vermieden. Darüber hinaus werden Möglichkeiten zur Minimierung von 
Eingriffen in den Bodenhaushalt sowie zur Kompensation verbleibender Beeinträchtigungen im weiteren 
Verfahren berücksichtigt. (s. hierzu Kapitel 4.4.3 des Umweltberichts zum Bebauungsplan). 

Die vorgesehene Flächeninanspruchnahme erfolgt ausschließlich zur Sicherung eines regionalbedeutsa-
men Vorhabens der Daseinsvorsorge. Der Umfang der Inanspruchnahme wurde im Rahmen der 
Standortprüfung auf das funktional und betrieblich zwingend erforderliche Maß begrenzt (s. auch Kapitel 
1.1 Standortauswahlverfahren). Standortalternativen mit geringerer Betroffenheit landwirtschaftlich 
hochwertiger Böden standen unter Berücksichtigung siedlungsstrukturellen Gegebenheiten, der Lage, 
einer guten Erreichbarkeit und Sichtbarkeit zur B29, Synergien zu vorhandenen gewerblich Nutzungen, 
der Flächengröße und -verfügbarkeit sowie weiteren betrieblichen Faktoren nicht im vergleichbaren 
Maße zum Auswahlstandort zur Verfügung. 

Vor diesem Hintergrund ist die Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen als unabweisbar 
notwendig im Sinne des Plansatze 5.3.2 zu bewerten. Die Belange der Landwirtschaft werden in den 
Unterlagen, auf Ebene der Bauleitplanung angemessen berücksichtigt. Insgesamt steht die Planung 
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somit im Einklang mit den Zielsetzungen des Plansatze 5.3.2 LEP und ist aus regionalplanerischer Sicht 
vertretbar. 

3.2. Einordnung und Vereinbarkeit regionalplanerischer  
Vorgaben 

3.2.1. Raum-, Siedlungs- und Verkehrsinfrastruktur 

Bei der Entwicklung der geplanten Bauflächen sind die folgenden Plansätze des Regionalplans 2035 der 
Region Ostwürttemberg berührt: 

1.3.2 Daseinsvorsorge 

(1) G Die Festlegungen des Regionalplans sollen für künftige Bedarfe die dazu erforderlichen Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge, der Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und öffentlichen 
wie privaten Dienstleistungen sowie aller modernen Infrastrukturen darstellen. (…) 

Die Ansiedlung eines großflächigen Einrichtungshauses steht im Einklang mit Plansatz 1.3.2 des Regio-
nalplans 2035 der Region Ostwürttemberg. Das Vorhaben leistet einen wesentlichen Beitrag zur Da-
seinsvorsorge, indem es die Versorgung der Bevölkerung mit Gütern des täglichen und mittelfristigen 
Bedarfs, hier insbesondere Möbel und Einrichtungsgegenstände, nachhaltig stärkt. Vor dem Hintergrund 
der bislang vergleichsweise geringen Zentralität in diesem Sortimentsbereich sowie der starken Konkur-
renz in den umliegenden Verflechtungsräumen trägt das Projekt maßgeblich zu einer ausgewogeneren 
und gleichwertigeren Versorgungsstruktur bei. Es schließt bestehende Angebotslücken, reduziert Ab-
flüsse in benachbarte Zentren und stärkt zugleich die regionale Kaufkraftbindung. Damit fügt sich das 
Vorhaben stimmig in die angestrebte Raumstruktur der Region ein und unterstützt das Ziel einer flä-
chendeckenden, wohnortnahen und gut erreichbaren Versorgung der Bevölkerung. Insgesamt ist es als 
konsequente Umsetzung des raumordnerischen Grundsatzes zur Sicherung und Weiterentwicklung der 
Daseinsvorsorge zu bewerten. 

1.3.6 Raum- und Siedlungsstruktur, Erreichbarkeit 

(1) G Die Siedlungsstruktur der Region Ostwürttembergs soll sich weiterhin punktaxial und in de-
zentraler Konzentration, d.h. in der Verknüpfung der Zentralen Orte, der Entwicklungsachsen 
weiterentwickeln. 
 
(3) G Im Sinne einer integrierten Verkehrs- und Siedlungsplanung sollen flächenhafte 
Erschließung und zumutbare Erreichbarkeit von Regionsteilen nach dem Leitbild „Region der 
kurzen Wege“ gewährleistet sein. 

Im Hinblick auf Plansatz 1.3.6 (1) ist festzustellen, dass die Ansiedlung eines großflächigen Einrichtungs-
hauses in Schwäbisch Gmünd dem Leitbild der dezentralen Konzentration entspricht und dieses gezielt 
stärkt. Als Mittelzentrum ist die Stadt in das Zentrale-Orte-Konzept eingebunden und übernimmt eine 
wichtige Versorgungsfunktion innerhalb der regionalen Raumstruktur, die durch das Vorhaben weiter 
gefestigt wird. Zudem befindet sich der vorgesehene Standort unmittelbar an der Landesentwicklungs-
achse Schorndorf – Schwäbisch Gmünd – Aalen – Nördlingen und ist damit in die punktaxiale Siedlungs-
struktur integriert. Diese verkehrsgünstige Lage gewährleistet eine leistungsfähige funktionale Anbin-
dung, insbesondere über die Bundesstraße B 29, an benachbarte Zentrale Orte. Dadurch wird die 
überörtliche Versorgungsfunktion des Einrichtungshauses räumlich sinnvoll verortet und zugleich die 
Einbindung in bestehende regionale Verflechtungsbeziehungen gestärkt. 

Bezogen auf Plansatz 1.3.6 (3) trägt der Standort dem Leitbild „Region der kurzen Wege“ Rechnung, da 
durch die Lage ein einer leistungsfähigen Verkehrsachse B 29 eine gute flächenhafte Erschließung und 
eine zumutbare Erreichbarkeit für weite Teile des Ostalbkreises und darüber hinaus gewährleistet sind. 
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Die Ansiedlung ermöglicht somit eine möglichst gleichmäßige und angemessene Versorgung der Be-
völkerung mit Einrichtungsgütern in tragfähigen Entfernungen (unter 30 min).   

3.2.2. Freiraumstruktur  

Die regionalplanerische Bewertung der Regionalplanänderung zum Einzelhandel „Am Gaskessel“ in 
Schwäbisch Gmünd fokussiert sich insbesondere auf die durch das Vorhaben betroffenen Zielfestlegun-
gen der Freiraumstruktur (Regionale Grünzüge, Vorranggebiete für den vorbeugenden Hochwasser-
schutz und Vorranggebiete für die Landwirtschaft) und das Maß der Beeinträchtigungen der beinhalten-
den Funktionen auf regionaler Ebene. Auch Vorbehaltsgebiete (Naturschutz und Landschaftspflege so-
wie für die Landwirtschaft) sind betroffen. 

Regionale Grünzüge (PS 3.1.1 (Z)) 

Die Regionalen Grünzüge stellen zusammenhängende, gemeindeübergreifende, schutzbedürftige Teile 
von Freiräumen dar, die umfangreiche, vielfältige Landschaftsstrukturen und unterschiedliche Land-
schaftsfunktionen aufweisen. Häufig enthalten sie charakteristische Merkmale der ostwürttembergi-
schen Natur- und Kulturlandschaft. Besonders in siedlungsnahen Bereichen dienen sie als ökologische 
Ausgleichsflächen und siedlungsnahe Erholungsräume, weshalb sie weitgehend von einer weiteren Sied-
lungsentwicklung freigehalten werden sollen. Außerdem können Regionale Grünzüge nur dann ihre 
Funktionen ausreichend erfüllen, wenn sie in einem großräumigen Zusammenhang gesichert werden. 

Die vorliegende Regionalplanänderung betrifft mit einem Umfang von etwa 6,0 ha einen Regionalen 
Grünzug. Bedeutend ist aus Sicht der Raumordnung aber v.a. die Lage des Projekts im Regionalen Grün-
zug und wie sich das Projekt auf die primären Funktionen des Grünzugs in diesem Raum auswirkt. Die 
Gemarkung Schwäbisch Gmünd wird hauptsächlich durch die Grünzug-Funktionen des Arten- und Bio-
topschutzes, der siedlungsnahen Erholung, der naturnahen Erholung, des klimatischen Ausgleichs, der 
Filter und Pufferfunktion der Böden, der Forstwirtschaft und sonstige Waldfunktionen bestimmt (s. auch 
die Tabelle in der Begründung zu PS 3.1.1 Abs. 1). Im betroffenen Bereich selbst, der überwiegend als 
intensiv genutzter Fettwiese und zum kleinen Teil von einem Hundeverein genutzt wird, sind die we-
sentlichen Funktionen begrenzt auf die Bodenfunktionen, die landwirtschaftliche Nutzung, den Arten- 
und Biotopschutz, den klimatischen Ausgleich und die siedlungsnahe Erholung.  

Letztere Funktion besteht aufgrund des vorgesehenen Standortes unmittelbar am Schwäbische Alb 
Fernradweg sowie angrenzend zu Erholungswälder in der Stufe 1a und 1b, welche siedlungsnahe Wälder 
bezeichnen. Des Weiteren kommt aufgrund der Lage an der Landesentwicklungsachse (Schorndorf –) 
Schwäbisch Gmünd – Aalen (– Nördlingen) der Einsehbarkeit des Gebiets und damit dem Landschafts-
bild grundsätzlich eine gewisse Bedeutung zu, die durch das Vorhaben beeinträchtigt wird. Allerdings 
ist die landschaftliche Qualität im Bereich des Plangebiets bereits durch die westlich und östlich angren-
zenden Gewerbeflächen vorbelastet.  

Bei den Bodenfunktionen handelt es sich zum größten Teil um kalkhaltigen braunen Auenboden mit 
einer hohen Gesamtbewertung der Bodenfunktionen (3,17), einer mittel-hohen natürlichen Boden-
fruchtbarkeit (2,5), einer sehr hohen Ausgleichsfunktion im Wasserkörper (4.0) und einer hohen Filter- 
und Pufferfunktion (3.0). Auch die Eignung für die landwirtschaftliche Nutzung im Änderungsraum ist 
gemäß der Flurbilanz 2022 als hoch bewertet (Vorbehaltsflur I).  

Hinsichtlich Arten- und Biotopschutz ist der Großteil des betroffenen Bereichs (Acker- und Weidefläche) 
von eher geringer Bedeutung, jedoch mit Entwicklungspotenzial als Aue im nördlichen Bereich. So ist 
die Fläche im Fachplan des landesweite Biotopverbunds Gewässerlandschaften dargestellt. Der bedeu-
tendste Teil des Planbereichs für den Arten- und Biotopschutz liegt entlang der Rems (entlang einer 
Biotopverbundachse feuchte Standorte) und des westlich vom Planbereich liegenden Bachs (Zufluss zur 
Rems), wo hochwüchsige, gut gestuftes Feldgehölz bzw. geschützte Biotope vorkommen, welche Le-
bensraum für diverse Arten (v.a. Zauneidechse, Fledermäuse und Vogelarten) bieten. Außer des 
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Feldgehölzes ist der Planbereich unter regionaler Betrachtung von geringer Bedeutung. Weiter nördlich, 
oberhalb der Remsbahn, befinden sich hingegen viele Schutzgebiete (FFH-Mähwiesen, geschützte Bio-
tope, Streuobstwiesen) sowie Kernflächen und -räume des Biotopverbunds.   

Klimatisch fungiert der Änderungsraum primär als Kaltluftentstehungsgebiet und flächenhaften Kaltluft-
abflussgebiet. Die entstehende Kaltluft strömt in nördliche Richtung ab. Gemäß der Klimaanalysekarte 
der Stadt Schwäbisch Gmünd beträgt die Kaltluftvolumenstromdichte um 4 Uhr morgens zwischen 25 
und 100 m³/(s*m). Eine Kaltluftleitbahn verläuft entlang der Rems nördlich des Plangebiets, welche durch 
die im Plangebiet entstehende Kaltluft gespeist wird und danach weiter westlich fließt. In der Planhin-
weiskarte des Klimaatlas BW liegt der Bereich zwar im regionalen Kaltluftströmungssystem, hat jedoch 
nur eine geringe Bedeutung als Ausgleichsraum. 

Siedlungsentwicklungen wie das Möbelhaus sind mit den Funktionen der Regionalen Grünzüge nicht 
vereinbar. Dementsprechend steht das regionalbedeutsame Vorhaben diesem Ziel der Raumordnung 
entgegen. Mit Realisierung des Projekts wird das Plangebiet und der betroffene Bereich des Regionalen 
Grünzugs weitestgehend versiegelt werden. Die obenstehenden Funktionen gehen damit weitestgehend 
verloren. Die in der Begründung zum Bebauungsplan aufgelisteten Vermeidungs-, Verhinderungs-, Ver-
ringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen können die Eingriffe in die Funktionen des Regionalen Grün-
zugs teilweise verringern.  

Aus regionaler Sicht ist davon auszugehen, dass die Funktionen der Erholung und des Landschaftsbilds, 
des Arten- und Biotopschutzes, der Böden, der Landwirtschaft und des klimatischen Ausgleichs durch 
den Eingriff negativ betroffen sein werden. Hinsichtlich des Landschaftsbilds werden die Planungen trotz 
der Nähe an die westlich und östlich gelegene Gewerbegebiete, die bestehende Verkehrsinfrastruktur 
(B29 und Remsbahn) und der Gaskessel zu einer weiteren Siedlungsprägung führen. Das Landschaftsbild 
wird dabei – trotz der geplanten Eingrünungsmaßnahmen – verschlechtert werden. Die Erholungsfunk-
tion des Gebiets wird randlich betroffen, der Radfernweg bleibt bestehen. Beim Arten- und Biotopschutz 
gehen Lebensraum für diverse Arten u.a. Habitate für diverse Fledermäuse, Zauneidechsen und mehrere 
Starreviere u.a. verloren. Hierfür sind Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen geplant, unter dessen die Ver-
botstatbestände gemäß § 44 BNatSchG für keine der überprüften Artengruppen erfüllt werden (s. Kapitel 
4.2.5 des Umweltberichts zum Bebauungsplan „Möbelhaus“). Es sind also keine unlösbaren artenschutz-
rechtlichen Konflikte festzustellen. Durch die Planungen bzw. Umsetzung geht der Boden und seiner 
Funktionen (hier insbesondere als Ausgleichsfunktion im Wasserkörper) verloren. Dennoch sind im Um-
weltbereich zum Bebauungsplan Vermeidungs- Verhinderungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen geplant, die den Eingriff zum kleinen Teil verringern. Die landwirtschaftliche Nutzung (Acker- 
und Weideflächen) geht mit der Umsetzung vollständig verloren (hierzu s. unten, Vorranggebiete für die 
Landwirtschaft). Bei den Auswirkungen auf das Klima sind Beeinträchtigungen auf die Durchlüftungsver-
hältnisse zu erwarten, allerdings begrenzt. Eine Kaltluftschneise auf der östlichen Seite des Planbereichs 
ist geplant. Ebenfalls werden durch geplante Maßnahmen wie eine Dachbegrünung, die Minimierung an 
neuversiegelten Flächen, wasserdurchlässige Beläge und Zisternen zur Starkregenvorsorge werden die 
Auswirkungen auf den klimatischen Verhältnisse im Raum begrenzt bleiben. Dies ist auch die Erkenntnis 
einer Analyse des Plangebiets im Gutachten „Klimagerechtes Flächenmanagement Schwäbisch Gmünd“ 
(s. Begründung zum Bebauungsplan, S. 21).  

Des Weiteren werden im Hinblick auf die Siedlungsgliederung die bislang getrennten Siedlungsräume 
des Hauptortes Schwäbisch Gmünd und Hussenhofen – beide Bereiche gewerbegeprägt– durch die vor-
gesehene Rücknahme des Grünzugs zusammengeführt. Der kleinräumige, ca. 280m breite Freiraum zwi-
schen diesen Bereichen geht zumindest in der südlichen Hälfte verloren. Dabei wird die Siedlungsglie-
derung im Bereich der Änderung nach Umsetzung des Vorhabens siedlungsgeprägter. 

Trotz dieser Eingriffe im betroffenen Bereich des Regionalen Grünzugs werden insgesamt die Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushalts und der ökologische sowie klimatische Ausgleich im größeren Raum um 
das Plangebiet auch nach der Realisierung - mit Annahme der geplanten Maßnahmen - erhalten bleiben. 
Des Weiteren werden die geplanten Ausgleichsmaßnahmen auf dem Plangebiet sowie in den externen 
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Bereichen neue Lebensräume für Tiere und Pflanzen sowie landschaftlich wertvolle Strukturen schaffen. 
Eine Änderung der Raumnutzungskarte im Bereich des Regionalen Grünzugs ist raumordnerisch vertret-
bar. Vorranggebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz (PS 3.4.2 (Z)) 

Der Planbereich des Bebauungsplans betrifft auch zum geringen Teil, auf der nordwestliche Seite inklusiv 
des geplanten Einfahrtsbereichs, ein Vorranggebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz. Der be-
troffene Bereich deckt sich mit dem Verlauf eines Bachs, der durch eine Verrohrung unter der L1161 in 
die Rems mündet. Im Vorranggebiet sind sowohl HQ100 Bereiche, als auch HQ10 und HQ50 Bereiche ent-
halten. Durch die geplante Einfahrt zum Möbelhaus ist ebenfalls ein festgesetztes Überschwemmungs-
gebiet betroffen, für das eine Ausnahme nach § 78 Abs. 5 WHG beantragt werden muss. Die Untere 
Wasserschutzbehörde wird in diesem Prozess beurteilen, ob die Planung zu einer Verhinderung der 
Hochwasserrückhaltung sowie der Hochwasserabfluss führen würde. Laut Aussagen des Bebauungs-
plans ist dies nicht der Fall und die Voraussetzungen für eine Ausnahme liegen vor. Die Belange der 
Starkregenvorsorge sind in der Planung berücksichtigt (s. Kapitel 3.1 der Begründung zum Bebauungs-
plan). Die Überflutungsgefährdung erreicht mit Überflutungstiefen bis zu 10 cm eine geringe Intensität, 
die der geplanten Entwicklung nicht grundsätzlich entgegensteht. Durch Maßnahmen zur Nieder-
schlagswasserrückhaltung, eine Begrenzung der Versiegelung sowie eine angepasste Gelände- und Er-
schließungsplanung können mögliche Risiken wirksam reduziert werden.  Die Hochwasser- bzw. Starkre-
gengefährdung steht der geplanten Nutzung aus regionalplanerischer Sicht nicht entgegen, solange 
eine Ausnahme nach § 78 Abs. 5 WHG erteilt wird. 

Vorranggebiet für die Landwirtschaft (PS 3.2.3.2 (Z)) 

Die vorliegende Regionalplanänderung betrifft mit einem Umfang von knapp 1 ha ein Vorranggebiet für 
die Landwirtschaft. Vorranggebiete für die Landwirtschaft stellen die Flächen mit den im regionalen Ver-
gleich besten Böden sowie besten infrastrukturellen und betrieblichen Gegebenheiten für die landwirt-
schaftliche Produktion von Lebensmitteln, Futtermitteln und Rohstoffen dar. Sie dienen einer verbrau-
chernahen Versorgung mit landwirtschaftlichen Produkten und zur Bewahrung und zur Entwicklung der 
ostwürttembergischen Kultur- und Erholungslandschaft. Siedlungsentwicklungen wie das Möbelhaus 
sind nicht vereinbar mit diesen Funktionen und stehen diesem Ziel der Raumordnung entgegen.  

In diesem Zusammenhang ist auch das Ziel 5.3.2. des LEP (2002) raumordnerisch zu betrachten. Danach 
sollen für die landwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und Standorte geschont werden und 
dürfen nur in unabweisbar notwendigen Umfang für andere Nutzungen vorgesehen werden (s. hierzu. 
Kapitel 1.1 sowie Kapitel 3.1.1).  

Bei dem Planbereich handelt es sich um Acker- und Weideflächen, die gemäß der Flurbilanz 2022 als 
Vorbehaltsflur I eingestuft sind. Dies sind gemäß der Verwaltungsvorschrift Standorteignungskartierung 
und Bodenbilanz (31.03.2022) landbauwürdige Flächen, die der landwirtschaftlichen Nutzung vorzube-
halten sind. Im Rahmen der Gesamtfortschreibung des Regionalplans 2035 erfolgte für einen Teil des 
Planbereichs eine Berücksichtigung der Planungsabsichten, indem der Bereich als Vorbehaltsgebiet für 
die Landwirtschaft festgelegt wurde. Der verbliebene Bereich des Vorranggebietes für die Landwirtschaft 
von ca. 1 ha Fläche wird von der Regionalplanänderung umfasst und angepasst. In der Bodenpotenzial-
karte ist der Planbereich überwiegend als Vorbehaltspotenzial I (gute Böden) eingestuft. 

Im Vorfeld des Bebauungsplanes wurden eine Standortalternativenprüfung durchgeführt, die insgesamt 
zu dem Ergebnis kommt, dass der Standort am Gaskessel am besten für die Ansiedlung des Möbelhauses 
geeignet ist (s. hier Kapitel 1.5 und ZU3 - Begründung zum BPL). Die Prüfung von sieben identifizierten 
Standorten hat ergeben, dass keine geeigneten Flächen mit ausreichender Größe zur Verfügung stehen, 
sodass für die geplante Einzelhandelsentwicklung keine realistischen Alternativen bestehen (s. Kapitel 
1.1 Standortauswahlverfahren). 

Durch den Bebauungsplan werden gute landwirtschaftliche Flächen überplant, die gesamte landwirt-
schaftliche Nutzung der Fläche geht dabei verloren. Die Ausweisung von Siedlungsflächen auf 
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landwirtschaftlichen Flächen geschieht nur in einem unabweisbar notwendigen Umfang. Regional be-
trachtet gehen zwar fast 1 ha gute landwirtschaftliche Böden verloren, die den Großraum Schwäbisch 
Gmünd versorgen, jedoch ist im größeren Suchraum für das Möbelhaus ein relativ hoher Anteil an land-
wirtschaftlichen Flächen in dieser Wertstufe vorhanden. Des Weiteren bleiben mehrere landwirtschaftli-
che Betriebe, die den Großraum Schwäbisch Gmünd mit landwirtschaftlichen Produkten versorgen. Des 
Weiteren ist bei der Regionalplanänderung der relativ große Flächenanteil der im Regionalplan 2035 
festgelegten Vorranggebiete für die Landwirtschaft zu betrachten, die aus Vorrangflur und Vorbehalts-
flur I Flächen der Flurbilanz zu Grunde festgelegt wurden und ca. 26% der Gesamtfläche der Region 
beträgt. Eine Änderung der Raumnutzungskarte im Bereich des Vorranggebiets für Landwirtschaft ist in 
der Abwägung mit der Versorgung der Bevölkerung mit Einrichtungsgütern in tragfähigen Entfernungen 
raumordnerisch vertretbar. 

Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft (PS 3.2.3.3 (G)) 
Die vorliegende Regionalplanänderung betrifft mit einem Umfang von etwa 4,5 ha ein Vorbehaltsgebiet 
für die Landwirtschaft, welches jedoch als Vorbehaltsflur I laut Flurbilanz 2022 eingestuft ist (s. oben). 
Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft stellen Flächen dar, die aufgrund ihrer Bodengüte und der Be-
wirtschaftbarkeit für eine Produktion von Lebensmitteln und landwirtschaftlichen Rohstoffen gut geeig-
net sind. In Vorbehaltsgebieten für die Landwirtschaft hat die landwirtschaftliche Flächennutzung bei 
der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen ein besonderes Gewicht. Eine Ände-
rung der Raumnutzungskarte im Bereich des Vorbehaltsgebiets für die Landwirtschaft ist in der Abwä-
gung mit der Versorgung der Bevölkerung mit Einrichtungsgütern in tragfähigen Entfernungen raum-
ordnerisch vertretbar. 
 
Vorbehaltsgebiet für Naturschutz und Landschaftspflege (PS 3.2.1.2 (G)) 
Zusätzlich zu den anderen durch das Vorhaben betroffenen Festlegungen der Freiraumstruktur ist die 
Betroffenheit der Funktionen des Vorbehaltsgebiets für Naturschutz und Landschaftspflege zu betrach-
ten. Die vorliegende Regionalplanänderung betrifft mit einem Umfang von etwa 6 ha das Vorbehaltsge-
biet für Naturschutz und Landschaftspflege. Vorbehaltsgebiete für Naturschutz und Landschaftspflege 
stellen Landschaftsräume mit besonderem Potenzial zur Entwicklung von Landschaftsfunktionen durch 
Kompensationsmaßnahmen dar. Im Regionalen Kompensationskonzept des Landschaftsrahmenplans 
Ostwürttemberg ist der Planbereich als Suchraum zur ökologischen Aufwertung von Flurflächen darge-
stellt. Dieser Suchraum ist aus dem Entwicklungskonzept des Landschaftsrahmenplans hergeleitet, wo-
runter für diesen Bereich die Entwicklung bisher intensiv genutzter Grünlandbereiche (5.1.3.3) dargestellt 
ist. Des Weiteren ist im Regionalen Kompensationskonzept ein Suchraum entlang der Rems für die öko-
logischen Aufwertung von Gewässern. Mit einer Realisierung des Vorhabens wird das Potenzial zur Ex-
tensivierung der Grünlandflächen und zur ökologischen Entwicklung des Fließgewässers stark einge-
schränkt. Des Weiteren vergrößert sich der Siedlungskörper im Osten von Schwäbisch Gmünd und es 
bleiben weniger multifunktionale und siedlungsnahe Freiräume übrig.  

Trotz der Eingriffe bestehen durch geeignete Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
weiterhin Entwicklungsmöglichkeiten für ökologische Strukturen. Hierzu zählen insbesondere die Pflan-
zung von Gehölzinseln, Einzelbäume und Extensivgrünland. Ergänzend trägt eine geplante Dachbegrü-
nung zur ökologischen Aufwertung und Verbesserung des Mikroklimas bei. Eine Änderung der Raum-
nutzungskarte im Bereich des Vorbehaltsgebiets für Naturschutz und Landschaftspflege ist in der Ab-
wägung mit der Versorgung der Bevölkerung mit Einrichtungsgütern in tragfähigen Entfernungen raum-
ordnerisch vertretbar. 

3.3. Erforderlichkeit der Planänderung 

Die Änderung des Regionalplans im Zusammenhang des Sondergebiets mit der Zweckbestimmung Ein-
zelhandel „Am Gaskessel“ ist zwingend erforderlich, da eine geplante Ansiedlung eines Einrichtungshau-
ses in der vorgesehenen räumlichen Ausdehnung und funktionalen Ausprägung den geltenden 
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Zielfestlegungen des Regionalplans Ostwürttemberg entgegenstehet und ohne eine entsprechende An-
passung der raumordnerischen Vorgaben planungsrechtlich nicht umgesetzt werden kann. 

Die Stadt Schwäbisch Gmünd ist als Mittelzentrum mit oberzentralen Funktionen dazu verpflichtet, eine 
leistungsfähige und ausgewogene Versorgung der Bevölkerung in ihrem Verflechtungsbereich sicher-
zustellen. Im Segment der Möbel- und Einrichtungsangebote besteht jedoch seit Jahren ein erhebliches 
strukturelles Defizit, das sich in einer deutlich unterdurchschnittlichen Zentralitätskennziffer von lediglich 
67 % widerspiegelt. Dieses Defizit führt nachweislich zu anhaltenden Kaufkraftabflüssen in konkurrie-
rende Standorte außerhalb des Gmünder Mittelbereichs und schwächt damit nachhaltig die zentralört-
liche Versorgungsfunktion sowie die wirtschaftliche Entwicklungskraft der Stadt. 

Mit der konkretisierten Ansiedlungsabsicht eines großflächigen Einrichtungshauses des XXXLutz-Kon-
zerns mit einer Verkaufsfläche von ca. 28.000 m² ergibt sich nunmehr eine realistische und zeitnah um-
setzbare Entwicklungsperspektive zur Behebung dieses Defizits. Das Vorhaben ist geeignet, die Zentra-
lität signifikant zu erhöhen, die regionale Versorgungsfunktion zu stärken und Kaufkraft im Verflech-
tungsbereich zu binden. 

Die Umsetzung dieses Vorhabens ist dabei nicht nur städtebaulich wünschenswert, sondern zur Erfüllung 
der raumordnerisch zugewiesenen Versorgungsfunktion zwingend erforderlich. Ohne eine entspre-
chende Ansiedlung des großflächigen Einzelhandelsvorhaben ist eine nachhaltige Reduzierung der Kauf-
kraftabflüsse sowie eine Stärkung der mittelzentralen Versorgungsfunktion realistischerweise nicht er-
reichbar. Kleinmaßstäbliche oder alternative Entwicklungen erweisen sich im Vergleich nicht ausreichend 
wirksam und stellen in der Konsequenz keine gleichwertige Handlungsoption dar. 

Der gewählte Standort erweist sich im Ergebnis einer umfassenden und nachvollziehbaren Alternativen-
prüfung als einzig geeigneter Standort im Stadtgebiet, an dem die für das Vorhaben erforderlichen Flä-
chenpotenziale sowie die verkehrliche Erschließung in adäquater Weise gewährleistet werden können. 
Darüber hinaus besteht hier bereits eine ausgeprägte Agglomeration großflächiger Einzelhandelsbe-
triebe mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten, insbesondere ein OBI-Baumarkt sowie der zum gleichen 
Konzern gehörende Möbelanbieter Mömax. Ergänzt wird diese Standortkonzentration durch einen im 
nordöstlichen Umfeld gelegenen Kaufland-Verbrauchermarkt.  

Diese bestehende Standortbündelung weist erhebliche städtebauliche und verkehrlichen Synergieef-
fekte auf. Sie ermöglicht eine gezielte Konzentration großflächiger Einzelhandelsnutzungen außerhalb 
sensibler innerstädtischer Versorgungsbereich und trägt gleichzeitig zur Reduzierung eines zusätzlichen 
Verkehrsaufkommens bei, da Einkaufsfahrten gebündelt und Mehrfachwege vermieden werden können. 
Eine Verlagerung des Vorhabens an einen anderen Standort würde diese Bündelungseffekte auflösen 
und einer unerwünschten Zersplitterung der Einzelhandelsstruktur führen. 

Vor dem Hintergrund der geltenden raumordnerischen Festlegungen steht das Vorhaben jedoch derzeit 
im Konflikt mit den Zielsetzungen des Regionalplans Ostwürttemberg 2035, insbesondere hinsichtlich 
der Betroffenheit eines Regionalen Grünzuges, eines Vorranggebiets für den vorbeugenden Hochwas-
serschutz und eines Vorranggebiets für die Landwirtschaft. Die bestehenden Zielfestlegungen des Regi-
onalplans Ostwürttemberg 2035 stehen der Realisierung des Vorhabens derzeit entgegen, da die vor-
gesehenen Flächen in ihrer Ausweisung nicht den erforderlichen Nutzungen entsprechen. Eine bloße 
Anpassung auf nachgelagerter Planungseben ist nicht möglich, da die Ziele der Raumordnung gemäß § 
4 ROG i. V. m. § 1 Abs. 4 BauGB verbindlich sind und einer entgegenstehenden Bauleitplanung nicht 
zugänglich sind. Ohne eine entsprechende Anpassung der Raumnutzungskarte, der Rücknahme der bei-
den Ziele der Raumordnung, ist die Realisierung des Vorhabens planungsrechtlich ausgeschlossen. Zur 
Herstellung der raumordnerischen Zulässigkeit ist daher eine Änderung des Regionalplans erforderlich. 
Die Änderung beinhaltet außerdem die Rücknahme des Vorbehaltsgebiets für Naturschutz und Land-
schaftspflege und des Vorbehaltsgebiets für die Landwirtschaft, um eine Realisierung für mögliche Än-
derungen bzw. Entwicklungen innerhalb des Plangebiets zu ermöglichen, ohne dass eine zusätzliche 
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Abwägung erfolgen muss. Schließlich werden mit dieser Regionalplanänderung alle betroffenen regio-
nalplanerischen Festlegungen endgültig abgewogen.   

Die Regionalplanänderung ist daher nicht lediglich eine unterstützende Maßnahme, sondern zwingende 
Voraussetzung für die Umsetzung eines Vorhabens, welches zur Erfüllung der zentralörtlichen Versor-
gungsaufgabe der Stadt Schwäbisch Gmünd unabdingbar ist. Die Änderung schafft die notwendige pla-
nungsrechtliche Grundlage, um das bestehende Versorgungsdefizit zu beheben und die Zentralität nah-
haltig zu stärken. Die Einzeländerung des Regionalplans ist auch unter Berücksichtigung der Grundzüge 
der Planung vertretbar. Es handelt sich um eine räumlich begrenzte Anpassung, die keine grundlegende 
Veränderung der siedlungsstrukturellen Leitvorstellungen oder des regionalen Freiraumkonzepts be-
wirkt. Vielmehr steht das Vorhaben im Einklang mit den übergeordneten Zielsetzungen der Entwicklung 
einer leistungsfähigen Versorgungsinfrastruktur, der Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse sowie 
der Stärkung wesentlicher Versorgungsstrukturen.  

Im Rahmen fachlichen Abwägung überwiegt das öffentliche Interesse an der Ansiedlung und Errichtung 
des großflächigen Möbel- und Einrichtungshauses gegenüber den entgegenstehenden Festlegungen. 
Die Sicherstellung einer leistungsfähigen, wirtschaftlich tragfähigen und zukunftsfähigen Versorgung der 
Bevölkerung mit Möbeln und Einrichtungsgegenständen stellt einen gewichtigen Belang der Daseins-
vorsorge sowie ein Vorhaben mit hoher regionaler Bedeutung dar. Ohne die entsprechende Änderung 
des Regionalplans wäre die Umsetzung des Vorhabens nicht möglich. Alternative, raumordnerisch kon-
fliktfreie Standorte stehen in vergleichbarer Weise nicht zur Verfügung. 

Vor diesem Hintergrund ist die Regionalplanänderung zur Verwirklichung des Vorhabens nicht nur 
zweckmäßig, sondern aus raumordnerischer Sicht zwingend erforderlich. 

4. Umweltprüfung 

4.1. Einleitung 

4.1.1. Inhalt und Zielsetzung der Regionalplanänderung 

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 21.11.2025 beschlossen, die Einleitung eines Verfah-
rens zur Änderung des Regionalplans Ostwürttemberg 2035 gemäß § 7 Abs. 7 ROG i.V.m. § 12 LPlG zur 
Änderung der Raumnutzungskarte im Bereich des Bebauungsplanentwurfes „Möbelhaus“ der Stadt 
Schwäbisch Gmünd einzuleiten und in einem darauffolgenden Schritt die Träger öffentlicher Belange 
und der Öffentlichkeit gemäß § 12 LPlG einzuleiten. Anlass ist die geplante Entwicklung eine großflächi-
gen Einzelhandel Vorhabens im Segment Möbel- und Einrichtungsgegenstände im Bereich „Am Gaskes-
sel“ zur langfristigen Sicherung der Kaufkraft des Gmünder Verflechtungsbereichs sowie zur Stärkung 
der Zentralität der Stadt. Hierfür ist die Festsetzung eines Sondergebiets (SO) „Am Gaskessel“ mit der 
Zweckbestimmung „Großflächiger Einzelhandel“ vorgesehen. Da dem Vorhaben Zielfestlegungen des 
Regionalplans 2035 (ein Regionaler Grünzug (PS 3.1.1 (Z), ein Vorranggebiet für die Landwirtschaft (PS 
3.2.3.2 (Z)) sowie ein Vorranggebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz (PS 3.4.2 (Z)) entgegen-
stehen, ist eine Regionalplanänderung für eine Fläche von 6,0 ha erforderlich, um die damit betroffenen 
Zielfestlegungen zurückzunehmen. 

4.1.2. Abschichtung der Umweltprüfung 

Bei der Aufstellung, Fortschreibung oder sonstigen Änderung von Raumordnungsplänen ist gemäß § 8 
ROG in Verbindung mit § 2 LPlG Baden-Württemberg durch die jeweils zuständige Planungsträgerstelle 
eine Umweltprüfung durchzuführen. Diese dient der frühzeitigen, systematischen Ermittlung, Beschrei-
bung und Bewertung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen der Planung auf 
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1. Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 
2. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 
3. Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie 
4. die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

und bildet eine wesentliche Grundlage für die Bewertung und planerische Abwägung. Die Prüfung der 
erheblichen Umweltauswirkungen muss dem Maßstab des Regionalplans von 1:50.000 sowie dem tat-
sächlichen Konkretisierungsgrad regionalplanerischer Festlegungen in räumlicher und sachlicher Hin-
sicht entsprechen. 

Nach § 8 Abs. 3 ROG kann der Umfang der Umweltprüfung jedoch sachgerecht begrenzt werden, sofern 
für das Plangebiet oder wesentliche Teile davon bereits in anderen Plänen und Programmen eine Um-
weltprüfung gemäß § 8 Abs. 1 ROG durchgeführt wurde. In diesen Fällen ist die Prüfung auf zusätzliche 
oder abweichende erhebliche Umweltauswirkungen zu fokussieren, um Doppelprüfungen zu vermeiden. 
Die Umweltprüfung kann in diesem Fall mit anderen Prüfungen zur Ermittlung oder Bewertung von Um-
weltauswirkungen verbunden werden.  

Im Rahmen des Bebauungsplans „Möbelhaus“, welcher als Abgrenzung und Ausgestaltung der 2. Regi-
onalplanänderung Einzelhandel „Am Gaskessel“ dient, wurde eine vollständige Umweltprüfung durch-
geführt, welche die relevanten Inhalte gemäß § 40 UVPG sowie Anlage 1 zu § 8 Abs. 1 ROG im Wesent-
lichen enthält. Ob und in welchem Maße darüber hinaus zusätzliche oder andere Umweltauswirkungen 
zu prüfen sind, wurde im Scopingverfahren ermittelt.  

Für die 2. Regionalplanänderung Einzelhandel „Am Gaskessel“ wurde das Scoping-Verfahren vom 
21.01.2026 bis zum 06.02.2026 schriftlich durchgeführt. Beteiligt waren alle umweltrelevanten Behörden 
des Landes und der Landkreise sowie die Naturschutzverbände. Einbegriffen im Anschreiben waren 
Web-Links zum Antrag auf Änderung und der zugehörigen „Kurzdarstellung der Umweltauswirkungen 
des Vorhabens auf die Ziele und Grundsätze des Regionalplans“ zum Bebauungsplan „XXXLutz am Gas-
kessel“ (Stand 06.11.2025). Es wurde im Anschreiben zum Scoping-Verfahren um die Mitteilung von 
notwendigen Informationen gebeten, um den Untersuchungsrahmen der Umweltprüfung zur Regional-
planänderung sowie deren Umfang und Detaillierungsgrad festzulegen. In einem angehängten Formular 
wurde explizit erfragt, ob der Detaillierungsgrad und Umfang der Antragsunterlagen zum Bebauungs-
plan für die Regionalplanänderung ausreichend sind. 

Unter den eingegangenen Rückmeldungen erwiesen sich wenige Stellungnahmen als relevant für Un-
tersuchungsrahmen und Detaillierungsgrad sowie zugleich als regionalplanerisch bedeutsam. Insbeson-
dere das Regierungspräsidium Stuttgart betonte, dass der Regionalplanänderung eine eindeutige Regi-
onalbedeutsamkeit zukommen müsse und private Interessen nicht die maßgebliche Motivation der Än-
derung darstellen dürften. Darüber hinaus sei in den Unterlagen nachvollziehbar darzulegen, weshalb 
die geplante Ansiedlung zwingend am vorgesehenen Standort erfolgen müsse und weshalb keine ge-
eigneten Alternativstandorte in Betracht kämen. Ferner wurde angeregt, die Regionalplanänderung in 
das Gesamtkonzept beziehungsweise die Freiraumstruktur des Regionalplans 2035 einzuordnen. Wei-
tere Stellungnahmen kamen zu dem Ergebnis, dass Untersuchungsrahmen und Detaillierungsgrad aus-
reichend dargestellt seien, oder bezogen sich auf die zweckdienlichen Unterlagen. Den im Rahmen des 
Scoping-Verfahrens formulierten zusätzlichen Anforderungen wird in der vorliegenden Begründung 
Rechnung getragen. 

Diese regionale Betrachtung, zusammen mit den Ausführungen im Umweltbericht zum Bebauungsplan, 
erfüllen die in § 8 Abs. 1 ROG aufgelistete Bewertungsaspekte. Soweit Prüfungsinhalte durch andere 
Umweltprüfungen gem. § 8 Abs. 1 ROG oder § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt wurde, wird entsprechend 
darauf Bezug genommen. 

4.1.3. Ziele des Umweltschutzes 
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Gemäß Nr. 1b der Anlage 1 zu § 8 Abs. 1 ROG ist eine Darstellung der in den einschlägigen Gesetzen 
und Plänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes, die für den Raumordnungsplan von Bedeutung sind, 
und der Art, wie diese Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung berücksichtigt werden, u.a. Be-
standteil des Umweltberichts. In der Begründung und im Umweltbericht zum Bebauungsplan „Möbel-
haus“ sind übergeordnete Ziele des Umweltschutzes der einschlägigen Gesetze und Pläne von Relevanz 
für die Bauleitplanung dargestellt und abgehandelt (s. insb. Kapitel 3 der Begründung und Kapitel 1.3 
und 2 bis 4 des Umweltberichts zum Bebauungsplan). Diese sind auch für die regionaler Ebene von 
Relevanz. Zusätzlich wurden einschlägige Gesetze und Pläne auf Bundes- und Landesebene von Rele-
vanz (Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz, LEP) in Kapitel 3.1 und die regionalplanerische Ziele 
und Grundsätze von Relevanz in Kapitel 3.2 dieser Begründung dargestellt. Des Weiteren sind die Leit-
ziele der Strategischen Umweltprüfung des Regionalplans Ostwürttemberg 2035 (Rechtskraft 2025) ent-
sprechend der relevanten Funktionen der betroffenen regionalplanerische Ziele (Regionaler Grünzug, 
Vorranggebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz und Vorranggebiet für die Landwirtschaft) im 
Rahmen der regionalplanerischen Bewertung in Kapitel 3.2.2 behandelt. Eine Übersicht der Leitziele aus 
der Strategischen Umweltprüfung des Regionalplans Ostwürttemberg 2035 steht unten. Die Umwelt-
schutzziele sind durch die Darstellung von Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensa-
tion von Eingriffen beachtet. Das Ergebnis wird in Form einer Eingriffs-/Ausgleichs-Bilanzierung nach-
vollziehbar dargestellt. Im Bebauungsplan werden die entsprechenden Festsetzungen als rechtsverbind-
lich aufgenommen. 
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Tabelle 2 Darstellung der Leitziele der Strategischen Umweltprüfung des Regionalplans basierend auf §2 (2) ROG 
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4.2. Bewertung Umweltauswirkungen 

4.2.1. Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands 

Der betroffene Bereich der Regionalplanänderung wird momentan überwiegend als intensiv genutzte 
Fettwiese und zum kleinen Teil von einem Hundeverein genutzt. Im Einwirkungsbereich des Bebauungs-
plans liegen keine Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzgesetzes vor. Im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans befinden sich entlang der Rems sowie entlang des westlichen Grabens gesetzlich geschützte 
Biotope gemäß § 30 BNatSchG (s. Abb. 1.3-5 des Umweltberichts zum Bebauungsplan, Anlage 1 zur 
Begründung). Bestehende Belastungen im Raum bestehen aufgrund der nahegelegene B29 und L1161, 
die zur Lärmbelastung, zur Verminderung des Landschaftsbilds und der Erholungsqualität und zur Ver-
schneidung des Lebensraums führen. 

Im Kapitel 2 des beiliegenden Umweltberichts (Anlage 1 zur Begründung – Umweltbericht BPL) zum 
Bebauungsplan „Möbelhaus“ ist eine dezidierte Bestandsaufnahme von den durch die Regionalplanän-
derung möglicherweise berührten Umweltbelangen sowie eine Bewertung der Umweltauswirkungen 
enthalten. Dieses wurde im Auftrag der Stadt Schwäbisch Gmünd durch die PlanConsultUmwelt Part-
nerschaft durchgeführt. Darin sind alle Schutzgüter (Boden und Fläche, Wasser, Klima und Luft, Tiere, 
Pflanzen und biologischen Vielfalt, Landschafts- und Ortsbild, Mensch, Kultur- und Sachgüter) auf kom-
munaler Ebene beschrieben. Eine Zusammenfassung der Bewertung des aktuellen Umweltzustands der 
Schutzgüter steht unten. 

Tabelle 3: Zusammenfassung der Bewertung  des aktuellen Zustands der Schutzgüter auf kommunaler Ebene im Än-
derungsbereich, gemäß Umweltbericht zum Bebauungsplan „Möbelhaus“ 

Schutzgut Bewertung 

Mensch, einschließlich menschlicher 
Gesundheit 

Gering bis keine Bedeutung 

Tiere Ackerflächen: gering 

Grünlandflächen: mittel 

Gehölzbestand randlich: hoch 

Pflanzen Bewertung erfolgt auf Basis der Biotoptypen (s. Tab. 2.3-2 auf Seite 61 
des Umweltberichts zum BPlan „Möbelhaus“), größtenteils jedoch sehr 
gering (z.B. Zierrasen, Acker mit fragmentarischer Unkrautvegetation, 
versiegelte Wege und Straßen) oder mittel (Glatthaferwiese) 

Boden und Fläche Mittel bis hoch 

Grundwasser Überwiegend mittel, im Bereich der Remsaue hoch 

Oberflächengewässer gering 

Klima hoch 

Luft/Lufthygiene derzeit keine Überschreitung der Immissionsrichtwerten der TA Luft 

Landschaft und Erholung mittel 

Landwirtschaft hoch (Vorbehaltsflur I) 

Kultur- und sonstige Sachgüter gering 
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Auf regionaler Ebene fällt die Bewertung dieser Schutzguter nicht wesentlich anders aus. Die wichtigsten 
Freiraumfunktionen für den Änderungsbereich auf regionaler Ebene aktuell begrenzen sich auf die Bo-
denfunktionen, die landwirtschaftliche Nutzung, den Arten- und Biotopschutz, den klimatischen Aus-
gleich und zu einem geringeren Grad auf die siedlungsnahe Erholung. Eine Betrachtung dieser Funktio-
nen steht im Kapitel 3.2.2 dieser Begründung.  

4.2.2. Prognose bei Durchführung und Nichtdurchführung der Planung 

Im Kapitel 4 des Umweltberichts zum Bebauungsplan „Möbelhaus“ (Anlage 1 zur Begründung – Um-
weltbericht BPL) ist eine Bewertung der Umweltauswirkungen des Vorhabens auf allen Schutzgütern 
(Boden und Fläche, Wasser, Klima und Luft, Tiere, Pflanzen und biologischen Vielfalt, Landschafts- und 
Ortsbild, Mensch, Kultur- und Sachgüter) sowie ihre Wechselwirkungen auf kommunaler Ebene bewer-
tet. Auf regionaler Ebene erfolgt eine Bewertung der Umweltauswirkungen dieser Schutzgüter – be-
schränkt auf den zusätzlichen oder andere erhebliche Umweltauswirkungen gemäß § 8 Abs. 3 ROG – bei 
der raumordnerische Bewertung der Freiraumstruktur in Kapitel 3.2.2, bezogen auf den betroffenen Frei-
raumfunktionen. 

Zusammenfassend wird aus der Bewertung der Umweltauswirkungen klar, dass auf lokaler Ebene die 
größten Beeinträchtigungen durch die Umsetzung des Vorhabens – auch mit Umsetzung sämtlicher 
Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen – für die Schutzgüter Boden und Fläche (Versiegelung und 
Funktionsverlust), Landwirtschaft (Verlust der landwirtschaftlichen Nutzflächen), Tiere, Pflanzen und bi-
ologischen Vielfalt (v.a. Verlust des gehölzdominierten Lebensraums), Landschaft/Mensch bzw. Erholung 
(Verschlechterung des Landschaftsbilds) und Klima (Verlust von Kaltluftentstehungsbereichen) zu erwar-
ten sind. Auf regionaler Ebene werden diese Auswirkungen angesichts der geplanten Maßnahmen nicht 
als erheblich bewertet. Die Auswirkungen nach Umsetzung des Vorhabens bleiben lokal. Die wichtigsten 
Funktionen der Freiraumstruktur inkl. der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und des ökologischen 
sowie klimatischen Ausgleichs im größeren Raum um das Plangebiet werden auch nach der Realisierung 
erhalten bleiben, wenn alle Vermeidungs-, Verhinderungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
auf Ebene der Bauleitplanung umgesetzt werden. Auch aus Sicht der Leitziele der SUP (s. Kapitel 4.1.3 
dieser Begründung) sind keine Beeinträchtigungen auf regionale Ebene zu erwarten. 

Wechselwirkungen 

Die Überformung der bisher überwiegend landwirtschaftlich genutzten Fläche durch das Vorhaben und 
die damit verbundenen, geänderten Standortfaktoren (Versiegelung, Lärm, Verkehr) werden sich auf das 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologischen Vielfalt negativ auswirken. Durch diese geänderten Stand-
ortfaktoren ist auch eine Verschlechterung auf das Landschaftsbild bzw. die siedlungsnahe Erholung 
möglich. Die Versiegelung der Böden und der Verlust seiner Funktionen könnte auch zu einer Änderung 
der gewässerökologischen Verhältnisse und Hochwassergefahr führen. Die geplanten Maßnahmen wer-
den jedoch die negative Auswirkungen in Grenzen halten. 

Kumulierende Umweltauswirkungen 

Kumulierende Umweltauswirkungen können durch andere parallel geplante raumbedeutsame Vorhaben 
oder Projekte entstehen. Dadurch können Umweltauswirkungen verstärkt werden. Im vorliegenden Fall 
handelt es sich um eine punktuelle Änderung des Regionalplans 2035. Für den Regionalplan 2035 selbst 
wurde bereits in der zugehörigen strategischen Umweltprüfung (SUP) eine gesamtkonzeptionelle Befas-
sung der Entwicklungen der Region angesichts kumulativer Auswirkungen beschrieben. Auf Kapitel 6.7 
der SUP sei hiermit verwiesen. Durch die Regionalplanänderung „Am Gaskessel“ sind über die im Be-
bauungsplanverfahren beschriebenen Umweltauswirkungen (Umweltbericht zum Bebauungsplan „Mö-
belhaus“, Kap. 3-4) hinaus keine weiteren kumulierenden Auswirkungen durch weitere raumbedeutsame 
Planungen zu erwarten. Vergleichbare Vorhaben sind im näheren Einzugsbereich nicht geplant.  
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Nichtdurchführung der Planung 

Im Falle einer Nichtdurchführung der Planung ist davon auszugehen, dass die derzeitigen Nutzungen im 
Änderungsbereich (hauptsächlich Grünland- und Acker sowie als Hundevereinsplatz) weiterhin bestehen 
werden. Der Umweltzustand wäre wie im Kapitel 4.2.1 dieser Begründung zu bewerten. 

4.2.3. Geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 

nachteiligen Auswirkungen 

Weil bau- und betriebsbedingten Beeinträchtigungen durch regionalplanerische Instrumente nicht im 
großen Maß beeinflussbar sind, liegt der Schwerpunkt möglicher Vermeidungs- und Minderungsmaß-
nahmen an der Ebene des Bebauungsplans und werden im Bebauungsplan gemäß BauGB § 9 Abs. 1 Nr. 
20, 25a und 25b festgesetzt (s. Kap. 5 in der Anlage 1 zur Begründung – Umweltbericht BPL). Im grün-
ordnerischen Konzept sind eingriffsmindernde Maßnahmen bzw. Vermeidungsmaßnahmen zur Siche-
rung wertvoller Lebensräume und zur Begrenzung des Versiegelungsgrads vorgesehen. Innerhalb des 
Geltungsbereichs ist 50% der Gesamtfläche mit Grünbereichen geplant bzw. wird erhalten bleiben. Hinzu 
kommt eine Dachbegrünung. Zu den Maßnahmen gehören u.a. der Erhalt des gemäß § 33 NatSchG 
gesetzlich geschützte Gehölzbestände am Ufer, die Entwicklung artenreicher Fluren, Gehölz- und Baum-
pflanzungen und Stellplatzbegrünung. Die geplanten Maßnahmen werden die negativen Auswirkungen 
des Eingriffs minimieren, v.a. bei den Schutzgütern Landschaft (Landschaftsbild), Tiere, Pflanzen und bi-
ologischen Vielfalt (Erhalt und Entwicklung Lebensräume), Klima (Freihaltung Schneise und Begrenzung 
des Versiegelungsgrads) und Grundwasser (Begrenzung des Versiegelungsgrads inkl. Dachbegrünung). 
Auch Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) 
sind geplant, um die Mauereidechsenpopulation naturschutzfachlich gerecht umzusiedeln (Kap. 5.3 der 
Anlage 1 zur Begründung – Umweltbericht BPL).  

Weil die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung zu dem Ergebnis gekommen ist, dass der erforderliche ökolo-
gische Ausgleich nicht vollständig innerhalb des Geltungsbereichs erbracht werden kann, werden ex-
terne Ausgleichsmaßnahmen dem Vorhaben zugeordnet. Die Maßnahmen inkl. CEF-Maßnahmen wer-
den im weiteren Verfahren konkretisiert. 

4.2.4. Anderweitigen Planungsmöglichkeiten 

Der Prozess zur Wahl der Standorte ist unter Kapitel 1.1 Standortauswahlverfahren dieser Begründung 
sowie in Kapitel 1.5 (Standortalternativen) der Begründung zum Bebauungsplan „Möbelhaus“ (s. ZU3) 
beschrieben. Es wurden insgesamt sieben Standorte geprüft. Bei der Prüfung wurde deutlich, dass Stand-
ortalternativen mit geringerer Umweltauswirkungen standen unter Berücksichtigung siedlungsstruktu-
rellen Gegebenheiten, der Lage, einer guten Erreichbarkeit und Sichtbarkeit zur B29, Synergien zu vor-
handenen gewerblich Nutzungen, der Flächengröße und -verfügbarkeit sowie weiteren betrieblichen 
Faktoren nicht im vergleichbaren Maße zum Auswahlstandort zur Verfügung. Durch die geplanten Maß-
nahmen können Konflikte mit umweltrelevanten Funktionen vermieden oder gemindert werden; hin-
sichtlich der verbleibenden Betroffenheit von Umweltbelangen, ist die Umsetzung der Planung in der 
Abwägung mit den anderen Belangen sinnvoll und geboten. Eine andere Potenzialfläche steht im ge-
samten Stadtgebiet derzeit nicht zur Verfügung. 

4.3. Zusätzliche Angaben 

Nach der Erstellung des Umweltberichts werden der Entwurf der Regionalplanänderung und der Um-
weltbericht der Öffentlichkeit und den Behörden zugänglich gemacht. Die Ergebnisse der Konsultatio-
nen sind bei der Ausarbeitung der Änderung des Regionalplans zu berücksichtigen. In einer Zusammen-
fassenden Erklärung ist darzulegen, wie die Umwelterwägungen in den Plan einbezogen wurden und 
wie der Umweltbericht sowie die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens berücksichtigt wurden. Um 
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unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen frühzeitig zu erkennen, sind Maßnahmen zur Über-
wachung der Umweltauswirkungen zu benennen. Die Merkmale der verwendeten technischen Verfah-
ren, Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen und allgemein verständliche Zusam-
menfassung werden nach der Anhörung gemäß den Ergebnissen des Verfahrens zusammengestellt. 

Vorbehaltlich des weiteren Verfahrens kann zusammenfassend beschrieben werden, dass aufgrund der 
überregionalen Bedeutung der geplanten Ansiedlung, der Schaffung vieler Arbeitsplätze, der bestehen-
den Unterversorgung des Mittelbereichs Schwäbisch Gmünd im Segment Möbel- und Einrichtungsge-
genstände sowie der nachweislich geringen Zentralitätskennziffer in diesem Bereich das öffentliche In-
teresse die privatwirtschaftlichen Belange überwiegt. Der Planung kommt somit eine regionale Bedeut-
samkeit zu. Im Rahmen der Alternativenprüfung wird im nachfolgenden Umweltbericht nachvollziehbar 
dargelegt, dass unter Berücksichtigung betrieblicher und regionalplanerischer Anforderungen keine we-
niger konfliktträchtigen und zugleich verfügbaren Alternativstandorte bestehen. Darüber hinaus wird in 
den vorliegenden Unterlagen umfassend erläutert, dass die betroffenen Funktionen nicht wesentlich 
beeinträchtigt werden und das Gesamtkonzept beziehungsweise die Freiraumstruktur des Regionalplans 
durch die geplante Änderung nicht maßgeblich gestört wird. 
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ANLAGE 1: Umweltbericht zum Bebauungsplan „Möbelhaus“ 


